
Wenn wir feststellen, dass der mittlere Bruttolohn bei 
den Paketzustellern in den letzten zehn Jahren um 15 Pro-
zent gesunken ist, während bei anderen im Wirtschafts-
bereich dieser mittlere Bruttolohn um 24 Prozent gestie-
gen ist, dann ist offenkundig Gefahr im Verzug, und da ist 
der Staat im Sinne der sozialen Marktwirtschaft gefor-
dert.

Von daher sehen wir das Instrument, die Generalunter-
nehmerhaftung, als ein richtiges an. Auch der Bundesver-
band der Kurier-Express-Post-Dienste mit 750 mittel-
ständischen Unternehmen, die dort organisiert sind, 
unterstützt uns in dieser Frage.

Soziale Marktwirtschaft ist nicht die Schutzmacht von 
Täuschern und Tricksern. Wir wollen die Einzelnen, die 
täuschen und tricksen, erwischen, und wir wollen den 
Wettbewerb wieder anständig organisieren, damit die Ak-
zeptanz, wie das Herr Lambsdorff sehr richtig gesagt hat, 
in der Bevölkerung wieder steigt. Man kann die Arbeit 
delegieren – das ist unsere Botschaft –, aber nicht die 
Verantwortung für anständige und faire Arbeitsverhält-
nisse.

Im Koalitionsvertrag haben wir vereinbart: „Sozialbe-
trug und Sozialdumping darf es auf unseren Straßen nicht 
geben.“ Wir brauchen klare Regelungen der Haftung ent-
lang der Logistikkette. – Und das machen wir.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei 
Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank. – Der nächste Redner: für die SPD-Frak-

tion der Kollege Bernd Rützel.

(Beifall bei der SPD)

Bernd Rützel (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! In gut zwei 
Monaten ist Weihnachten. Ganz besonders viele Men-
schen bestellen im Internet ganz viele Geschenke, und 
noch viel mehr Menschen müssen dann unterwegs sein, 
nämlich 500 000 jeden Tag, um diese Pakete zu uns an die 
Haustür zu bringen. Im ganzen Jahr sind sonst ungefähr 
250 000 Menschen jeden Tag unterwegs. Diese Branche 
brummt. Sie ist richtig explodiert. Keiner weiß mehr, wie 
man die 3,5 Milliarden Pakete – das sind 46 Pakete für 
jeden Einzelnen, vom Baby bis zum Opa –, die pro Jahr 
im Durchschnitt unterwegs sind, an die Frau und an den 
Mann bringt. Dieser Druck wird oft an die Subunterneh-
mer weitergegeben. Es herrscht ein gnadenloser Druck in 
dieser Branche. Die Subunternehmer, die da umhersausen 
und im Februar wohl auch an der Haustür unseres Ar-
beitsministers geklingelt haben – ein Homeoffice ist im-
mer etwas Gutes; das kommt dann dabei heraus –, haben 
im wahrsten Sinne des Wortes ihr Päckchen zu tragen.

Wir haben das erfolgreich schon in der Baubranche und 
in der Fleischwirtschaft gemacht; das ist heute angeklun-
gen. Wir werden die Nachunternehmerhaftung auch in 
der Paketbranche einführen, weil wir die Paketboten 
schützen, weil wir für Beitragsehrlichkeit sorgen und weil 

wir damit einen fairen Wettbewerb auf den Weg bringen 
wollen.

Die Kontrollen des Zolls haben es gezeigt: Der Min-
destlohn wird unterschritten. Zahlreiche Fälle von illega-
ler Beschäftigung gibt es. Die Sozialbeiträge werden 
nicht gezahlt. – Diese ganze Branche hat ein dickes Prob-
lem. Einige Paketdienste arbeiten fast ausschließlich mit 
Subunternehmern. Aktuell diktieren die Generalunter-
nehmer mit Dumpingpreisen die Bedingungen für die 
Nachunternehmer, und denen bleibt oft nichts anderes 
übrig, wenn sie die Aufträge erhalten wollen, als das in 
Form schlechter Arbeits- und Sozialbedingungen weiter-
zugeben. Da werden und da dürfen wir nicht länger zu-
schauen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der LINKEN)

Kollege Cronenberg, ich schätze Sie sehr, aber nach 
dem, was Sie heute hier gesagt haben

(Christian Dürr [FDP]: War goldrichtig!)
– Sie sprachen von Generalverdacht und Sippenhaft –,

(Christian Dürr [FDP]: Na klar!)
sollten Sie noch einmal nachlesen. Wir werden die Spreu 
vom Weizen trennen; denn die seriösen Unternehmer sind 
diejenigen, die wir stärken, die wir schützen wollen. Das 
sind diejenigen, die ordentlich arbeiten. Die können sich 
dadurch, dass sie seriöse Subunternehmer beauftragen – 
jetzt sind wir schon im Detail: Präqualifizierung, Unbe-
denklichkeitsbescheinigung –, von viel Bürokratie entlas-
ten, und das ist auch gut so. Deswegen ist das das genaue 
Gegenteil von Generalverdacht, und es ist das Gegenteil 
von Sippenhaft.

Wir wollen die schwarzen Schafe in dieser Branche 
erreichen. Das werden wir. Wir werden die Paketboten 
schützen. Wir werden für fairen Wettbewerb sorgen. Wir 
werden den Sozialbetrug – niemand will, dass es den 
gibt – einschränken und abschaffen. Wir müssen das 
schnell tun, liebe Kolleginnen und Kollegen; denn ruck-
zuck ist wieder Weihnachten. Das kommt immer über-
raschend. Die Paketbotinnen und -boten sollen in diesem 
Jahr auf ein gutes Weihnachtsfest blicken können. Des-
wegen machen wir das.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU sowie bei 
Abgeordneten der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der letzte Redner zu diesem Tagesordnungspunkt ist 

der Kollege Stephan Stracke, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stephan Stracke (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Als Union stehen wir für Fairness am Arbeitsmarkt 
und das Funktionieren der Sozialsysteme. Soziale Markt-
wirtschaft bedeutet fairen Wettbewerb und faire Arbeit. 
Einen Wildwuchs auf dem Arbeitsmarkt lehnen wir ab. 
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Wir wollen keinen Wettbewerb um die billigsten Hände. 
Wir wollen keinen Wettbewerb auf dem Rücken der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer, sondern wir wollen 
einen, der auf guten Arbeitsbedingungen beruht und na-
türlich auch die gesetzlichen Regelungen einhält.

Wichtigstes Mittel und Instrument des Staates, diese 
Regeln sicherzustellen, sind Kontrollen. Gerade in Bran-
chen, in denen Arbeitnehmerrechte unter Druck geraten, 
setzen wir auf mehr und intensive Kontrollen. Dafür ist 
die Finanzkontrolle Schwarzarbeit zuständig. Wir verset-
zen sie in die Lage, dass sie ihre Aufgaben erfüllen kann. 
Deshalb haben wir im Sommer einen deutlichen Perso-
nalaufwuchs mit einer mittelfristigen Verdopplung der 
Stellen auf 13 500 beschlossen. Eine personell gut ausge-
stattete Finanzkontrolle Schwarzarbeit ist zentral, um ge-
gen Lohndumping und Missbrauch vorzugehen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Anfang Feb-
ruar 2019 hat eine bundesweite Schwerpunktprüfung der 
Finanzkontrolle in der Kurier-, Express- und Paketbran-
che stattgefunden. Die Auffälligkeiten bei den Prüfungen 
hat das Bundesarbeitsministerium als so gewichtig an-
gesehen, dass es bei der Nachunternehmerhaftung eine 
Neubewertung vorgenommen hat. So hat die Parlamenta-
rische Staatssekretärin Anne Kramme aus dem Bundes-
arbeitsministerium auf eine parlamentarische Anfrage 
aus dem Dezember schriftlich erklärt – ich zitiere –:

Die Effekte einer etwaigen Einführung einer Gene-
ralunternehmerhaftung in der Paketbranche auch für 
Sozialversicherungsbeiträge lassen sich nicht prog-
nostizieren.

Bundesarbeitsminister Heil hat diese Bewertung keine 
drei Monate später kassiert. Er hat nun den Vorschlag der 
Ausdehnung der Nachunternehmerhaftung auf die So-
zialversicherungsbeiträge für die Paketzustellung unter-
breitet. Diese Nachunternehmerhaftung ist im Bereich 
der Bauwirtschaft unbestritten und trägt mit dazu bei, 
dass schwarze Schafe aus dem Markt geworfen werden. 
Das war das zentrale Motiv, warum wir als Union gesagt 
haben: Wir übertragen diesen Gedanken auch auf die 
Fleischwirtschaft; auch hier sind die Ergebnisse gut.

Nun kommt eine Haftungsregelung auch für die Paket-
zustellung, allerdings mit einem gesetzlichen Verfallda-
tum versehen. Innerhalb von sechs Jahren wollen wir 
prüfen, ob das neue Instrument tatsächlich einen wirksa-
men Beitrag für mehr Fairness auf dem Arbeitsmarkt für 
Paketboten bietet. Die Nachunternehmerhaftung ist für 
uns Teil eines Gesamtkompromisses, auch mit Blick auf 
die von Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier durch-
gesetzte erhebliche Bürokratieentlastung für die Wirt-
schaft, insbesondere für kleine und mittelständische Un-
ternehmen. Das zeigt: Bürokratieentlastung und fairer 
Wettbewerb sind uns wichtig, damit unternehmerisches 
Handeln gelingen kann, es erfolgreich bleibt und Arbeit-
nehmerrechte gesichert bleiben. Deshalb beschreiten wir 
diesen Weg.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Bernd Rützel [SPD])

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Kollege Stracke. – Ich schließe die Aus-

sprache zu diesem Tagesordnungspunkt.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 
den Drucksachen 19/13958, 19/14089, 19/13390 und 
19/14022 an die in der Tagesordnung aufgeführten Aus-
schüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit einverstanden? – 
Das ist der Fall. Dann verfahren wir so.

TOP 11 Deutschland als Leitmarkt für Industrie 4.0

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 11 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Reinhard Houben, Dr. h. c. Thomas Sattelberger, 
Michael Theurer, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der FDP

Smart Germany – Deutschland als Leitmarkt 
für Industrie 4.0 etablieren

Drucksache 19/14030

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss Digitale Agenda

Interfraktionell sind für die Aussprache 38 Minuten 
vereinbart. – Es gibt keinen Widerspruch. Dann machen 
wir das so.

Ich eröffne die Aussprache. Es beginnt der Kollege 
Reinhard Houben, FDP-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Reinhard Houben (FDP):
Herr Präsident! Deutschlands Industrie ist in der Re-

zession. Das ist der eindeutige Befund der Gemein-
schaftsdiagnose der Wirtschaftsforschungsinstitute von 
Anfang Oktober. Die industrielle Produktion verläuft be-
reits seit gut anderthalb Jahren nicht gut. Der Auftrags-
eingang ist dramatisch eingebrochen; dennoch handelt 
die Bundesregierung nicht. Die mittelstands- und wett-
bewerbsfeindliche Industriestrategie 2030 ist das Einzige, 
was Wirtschaftsminister Peter Altmaier für die deutsche 
Industrie bislang zustande gebracht hat. Mittlerweile hat 
aber die Unionsfraktion die Strategie kassiert. Das Miss-
trauen gegenüber dem eigenen Parteifreund scheint sehr 
groß zu sein. Trotz dieser Nachhilfe: Für den Minister 
schafft es die Koalition nicht, Maßnahmen für die Indust-
rie umzusetzen. Peter Altmaier kann es offensichtlich 
nicht, die Unionsfraktion darf es nicht, und die SPD 
möchte es nicht.

(Beifall bei der FDP)
Diese Passivität der Koalition gefährdet die Zukunft 

der deutschen Industrie. Wir sind der festen Überzeu-
gung, dass wir jetzt die deutsche Industrie dabei unter-
stützen müssen, auch in Zukunft weltweit spitze zu sein. 
Das geht aber nicht durch Eingriffe in den Wettbewerb 
oder die Subventionierung spezifischer Projekte. Wir 
müssen vielmehr dafür sorgen, dass die deutsche Indust-
rie auch nach der vierten industriellen Revolution vorne-
weg geht, statt hinterherzulaufen.

(Beifall bei der FDP)
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